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Beratungsfolge 
 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Öffentlichkeitsstatus 

Konversions- und Sicherheitssenat (Kenntnisnahme) 16.07.2025 Ö 
 
I. Sitzungsvortrag: 
 
Vorranggebiete für Windenergie 
 
Der Regionale Planungsverband Oberfranken-West hat am 07.11.2024 beschlossen, 
das Beteiligungsverfahren für die Fortschreibung des Regionalplans Oberfranken-
West, Teilkapitel B V 2.5.2 "Windenergie" einzuleiten. Das Beteiligungsverfahren fand in 
der Zeit vom 10. März 2025 bis einschließlich 30. Mai 2025 statt. 
 
Dem jetzt stattfindenden Beteiligungsverfahren gingen mehrere Beschlüsse und 
interne Informationsveranstaltungen im Planungsverband voraus. In mehreren 
Sachstandsberichten wurden die Mitglieder des Planungsausschusses über die 
Gesamtfortschreibung und vorgezogenen Teilfortschreibungen informiert. Die 
Beschlussfassung über die Flächen für Windenergie wird für die zweite Jahreshälfte 
2025 angestrebt. 
 
Die Fortschreibung des Teilkapitels „Windenergie“ beruht auf der gesetzlichen 
Vorgabe (Beschluss des Bundestages am 20.07.2022 zum Gesetz zur Erhöhung und 
Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land), nach der 
Vorranggebiete für Windenergieanlagen in der Größenordnung von 1,1 Prozent der 
regionalen Teilräume (bis 2027) bzw. 1,8 Prozent der Landesfläche (bis 2032) zu 
sichern sind. In Vorranggebieten genießt eine bestimmte Nutzung (in diesem Fall 
Windenergie) Vorrang gegenüber anderen Nutzungen bzw. schließt letztere aus, 
wenn sie mit der vorrangigen Nutzung unvereinbar sind. Die Ausweisung eines 
Vorranggebiets ist dabei nur der erste Schritt eines langen Genehmigungsprozesses. 
Dieser unterscheidet sich je nach Höhe und Anzahl der Anlagen erheblich.  
 
Anlagen mit einer Gesamthöhe über 50 Meter fallen unter das Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG). Das hierbei nötige Immissionsschutzrechtliche 
Genehmigungsverfahren wird entweder als förmliches Verfahren nach § 10 BImSchG 
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(bei Windparks von mehr als 20 Windkraftanlagen) oder als vereinfachtes Verfahren 
nach § 19 BImSchG durchgeführt. Neben der Einbindung der Träger öffentlicher 
Belange und der Erstellung von (Infra-)Schall- oder Schattenwurfgutachten muss 
vielfach auch eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden. Die 
BImSchG-Genehmigung ersetzt durch ihre Konzentrationswirkung ein 
bauordnungsrechtliches Genehmigungsverfahren. Anlagen mit einer Höhe unter 50 
Meter fallen hingegen unter die Bayerische Bauordnung (BayBO). Dieses Verfahren 
ist gegenüber dem BImSchG-Verfahren vereinfacht mit einer nur beschränkten 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange, i.d.R. keiner Öffentlichkeitsbeteiligung 
und einer nur vereinfachten Artenschutzprüfung.  
 
Die in Bayern geltende 10H-Regel, die besagt, dass der Abstand zwischen Anlage 
und nächstgelegenen Wohngebäuden mindestens der zehnfachen Gesamthöhe 
der Anlage entsprechen muss, gilt nicht in Vorranggebieten. Dort liegt der 
Mindestabstand bei 800m.  
 
Potentiell geeignete Flächen der Stadt Bamberg 
 
Geeignete Flächen für Windenergieanlagen sind auf dem hoheitlichen Stadtgebiet 
von Bamberg nicht vorhanden. Die Stadt Bamberg ist sich jedoch ihrer 
gesamtgesellschaftlichen Verantwortung angesichts der besonderen 
Herausforderung der Energiewende bewusst. In enger Abstimmung mit dem 
Stiftungswesen und den Stadtwerken hat die Stadt Bamberg mit Schreiben vom 
11.05.2023 daher zwei außermärkische Flächen vorgeschlagen, die im Rahmen der 
Ausweisung als Vorrangflächen für Windenergieanlagen potenziell in Frage kommen 
könnten und im jetzigen Beteiligungsverfahrens geprüft werden. 
 
Nachdem die vorhandenen sowie die geplanten Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
alle außerhalb des Stadtgebietes der Stadt Bamberg liegen, sind bei der Beurteilung 
insb. bedeutende Sichtbeziehungen (Baudenkmäler, landschaftliche Hochpunkte) 
ausschlaggebend. Für das geplante Vorranggebiet für Windkraftanlagen Nr. 4234 
sind daher die Auswirkungen auf das UNESCO Welterbe Altstadt Bamberg und auf 
das Ensemble nach Bayerischen Denkmalschutzgesetz sowie auch auf die 
markanten Einzelbaudenkmäler zu prüfen. 
 
Vor diesem Hintergrund hatte die Stadt Bamberg auch bei den bisherigen 
Teilfortschreibungen und den jeweiligen Beschlüssen immer die Sichtbeziehungen auf 
die Altstadt bei der Beurteilung in den Vordergrund gestellt. Nach aktuellem Stand 
der Technik werden vornehmlich Anlagen realisiert, die eine Nabenhöhe von etwa 
165 m haben und Rotorblattlängen von bis zu 150 m aufweisen. Es muss also 
regelmäßig von einer visuellen Gesamthöhe von bis zu 240 m ausgegangen werden. 
Großräumige visuelle Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes bzw. der Kultur- und 
Erholungslandschaft können aufgrund dieser Bauhöhen vielfach nur schwer 
vermieden werden. Die Erfordernisse des angestrebten Ausbaus der Windenergie 
sind daher immer in Abwägung mit den Auswirkungen auf das Landschafts- und 
Stadtbild zu bringen. Gerade die visuellen Leitstrukturen in der Region Bamberg 
haben eine hohe Fernwirkung und die Integrität der Blickachsen auf das UNESCO-
Welterbe ist von großer Bedeutung. 
 
Aufgrund der anzunehmenden Dimensionen von Nabenhöhen bzw. Länge der 
Rotorblätter und unter Berücksichtigung der Topographie des betreffenden 
potentiellen Windvorranggebietes Nr. 4234, dürften die Anlagen weithin sichtbar sein 
und vor allem bei Blickbeziehungen aus Nord bis Nordost auf die Stadt Bamberg über 
die historische Stadtsilhouette hinausragen. Diese Blickbeziehungen vom Staffelberg, 
der Giechburg, des Kreuzbergs oder der Alptraufe sind von überregionaler 
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Bedeutung. Ebenso sind die innerstädtischen Blickachsen, wie sie in der 
Blickachsenstudie der Stadt Bamberg aufgezeigt werden, ein wichtiges Element des 
Welterbes. Die Aussichtspunkte bzw. Blickbeziehungen auf die Stadtsilhouette, z.B. 
von Bamberg Ost sowie von Nord- und Südflur, sind für die visuelle Integrität von 
hoher Bedeutung. Insbesondere dürften Auswirkungen auf die Türme von Dom und 
St. Michael oder der Altenburg nicht auszuschließen sein. Das Zentrum Welterbe 
sowie das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege haben bereits dezidierte 
Stellungnahmen mit negativen Tenor zum geplanten Vorranggebiet Nr.4234 
abgegeben (siehe Anhang). 
 
Aktueller Sachstand 
 
Vor dem geschilderten Hintergrund hat die Stadt Bamberg zunächst um 
Fristverlängerung im Beteiligungsverfahren zur Fortschreibung des Regionalplanes 
gebeten. Damit verbunden wurde die Forderung an den Regionalen 
Planungsverband formuliert, notwendige 3-D-Simulationen der Blickbeziehungen 
bzw. Sichtachsenvisualisierungen erstellen zu lassen, um die Auswirkungen der 
möglichen Windenenergieanlagen an diesem Standort überhaupt fachlich fundiert 
bewerten und beurteilen zu können.  
 
In einer ersten geometrisch-topografischen Abschätzung des Baureferates erschiene 
nicht ausgeschlossen, dass Windkraftanlagen mit einer Nabenhöhe von bis zu 100 m 
im vorgeschlagenen Vorranggebiet – ungeachtet der regionalen Sichtbeziehungen 
bspw. von Staffelberg und Giechburg – zumindest aus dem engeren Bamberger 
Stadtgebiet heraus nicht sichtbar sein dürften. Windkraftanlagen mit über 100 m 
Nabenhöhe wären den ersten überschlägigen Einschätzungen nach hingegen nicht 
nur aus der Nord- und Südflur heraus zu sehen, sondern auch bspw. von 
verschiedenen Brücken und innerstädtischen Freiflächen bzw. vergleichbar 
exponierten Situationen innerhalb des Stadtgebietes. Eine solche Wahrnehmbarkeit 
würde grundsätzliche Fragestellungen aufwerfen, deren substantiierte Beantwortung 
nur über die angeforderten Visualisierungen erfolgen kann. Dabei dürfte nicht nur die 
reine Höhe der Anlagen ausschlaggebend sein, sondern auch die räumliche 
Entfernung zu den betreffenden Objekten.  
 
Im Falle einer positiven Weiterverfolgung eines derartigen Vorranggebietes müssten 
zusätzlich auch der Landesdenkmalrat und die UNESCO konsultiert und um 
Beurteilung gebeten werden. 
 
II. Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Werkssenat nimmt den Bericht der Verwaltung zur Kenntnis.  
 
 
III. Finanzielle Auswirkungen 
Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

  x 1. Keine Kosten 
 2. Kosten in Höhe von   für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. 

im geltenden Finanzplan gegeben ist 
 3. Kosten in Höhe von   für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im 

Rahmen der vom Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden 
Mittel wird folgender Deckungsvorschlag gemacht:  

 4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:   Personalkosten:   Sachkosten:  
 
Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt: 
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In das Finanzreferat zur Stellungnahme. 

Stellungnahme des Finanzreferats: 
 
Anlage/n 
1 - Stellungnahme BLFD (öffentlich) 

 
2 - 250525_Stellungnahme ZWB (öffentlich) 

 
3 - Fortschreibung B V 2.5.2 Windenergie (öffentlich) 

 
4 - Tekturkarte (öffentlich) 

 
5 - Umweltbericht (öffentlich) 

 
6 - Umweltdatenblätter (öffentlich) 

 
7 - Bekanntmachung (öffentlich) 

 
 
Verteiler: 
OB 
2/23 
3 
4/ZWB 
5/38 
62 
 
[Dokumentende] 
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BIC BYLADEMM 

Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) 
Regionalplan Oberfranken-West: Beteiligungsverfahren zur Fortschreibung des 
Teilkapitels B V 2.5.2 "Windenergie" 
 
Zuständige Gebietsreferenten: 

Bau- und Kunstdenkmalpflege: Herr Dipl.-Ing. Christian Schmidt, Herr Dr. Martin 

Brandl, Herr Dipl.-Ing. Hans-Christof Haas, Frau Julia Tammert, Frau Dr. Kathrin 

Gentner 

Bodendenkmalpflege: Herr Dr. Andreas Büttner, Herr Antonio Sasso M.A. 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, 

bei künftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser 

Sachgebiet (B Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung 

nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffentlicher Belange, 

wie folgt Stellung: 

 

Bau- und Kunstdenkmalpflegerische Belange: 

Das Vorhaben wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme des BLfD vom 

15.10.2024 / P-2009-3957-19_S2 wird vollumfänglich aufrechterhalten. Unsere 

Überprüfung ergab, dass die dort gemachten Anmerkungen und Maßgaben nicht in 

allen Fällen vollständigen Eingang in die Datenblätter gefunden haben. Dies bitten 

wir mit Nachdruck nachzuholen und zu vervollständigen.  

Regionaler Planungsverband Oberfranken-West 
Ludwigstraße 23 
96052 Bamberg 
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Insbesondere weisen wir nochmals darauf hin, dass das VRG 4234 im Hinblick auf 

seine Auswirkungen auf das UNESCO Welterbe Altstadt Bamberg vom BLFD mit 

Nachdruck abgelehnt wird. 

Begründung: 

Charakteristisch für die Altstadt von Bamberg ist ihre Ansicht mit den zahlreichen 

Kirchtürmen auf den zahlreichen Hügeln. Besonders der Heinrichsdom als auch das 

Michaleskloster sind städtebauliche Dominaten. Weithin sichtbar ist die Altenburg, 

die über der Stadt auf 370 m ü. NN thront. Richtung Nordwesten über den 

Michelsberger Wald (350 m ü NN) in Richtung Gaustadt (260 m ü. NN) fällt das  

Gelände der Hügelkette weiter ab. WEA in dem vorgesehenen VRG 4234 

„Weipelsdorf-Süd“ würden hinter der Hügelkette aufragen. Das VRG selbst liegt auf 

einer Höhe von 300–330 m ü. NN. Mit den derzeitigen Standards von 

Windkraftanlagen mit ca. 280 m Gesamthöhe wären diese weithin sichtbar und 

würden die Ansicht auf die Stadt (visuelle Integrität) stören. Somit ist eine massive 

Beeinträchtigung des besonders landschaftsprägenden Denkmals und UNESCO 

Welterbes „Altstadt von Bamberg“ durch das VRG 4234 „Weipelsdorf-Süd“ zu 

erwarten und muss aus denkmalpflegerischer Sicht abgelehnt werden. 

 

Ebenso ist bei den Flächen 4278 und 4281 die Nichtzustimmung durch das BLfD 

aufgrund der Betroffenheit von Schloß Weissenstein gemäß Stellungnahme des vom 

15.10.2024 / P-2009-3957-19_S2 in den Datenblättern zu ergänzen. 

 

Dies ist auch beim VRG 87 der Fall, welches vom BLfD in o.g. Stellungnahme bereits 

abgelehnt werden musste, da es die Blickbeziehung zu Kloster Banz und der 

Wallfahrtskirche Vierzehnheiligen erheblich stört. 

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Zu den Belangen der Bodendenkmalpflege verweisen wir auf unsere Stellungnahme 

vom 15.10.2024 (Az. P-2009-3957-19_S2). Die darin genannten Schutzgüter wurden 

bereits in die Datenblätter übernommen und im Umweltbericht auf deren 

Schutzbestimmungen gem. BayDSchG hingewiesen.  

 

Unter Ziffer 7.8 im Umweltbericht wurden jedoch die besonders 

landschaftsprägenden Bodendenkmäler, die wir in o.g. Schreiben mitteilten, im 
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Gegensatz zu den besonders landschaftsprägenden Baudenkmälern nicht 

aufgeführt. Diese wären noch entsprechend zu ergänzen. 

 

Wir empfehlen außerdem den Hinweis auf die Erlaubnispflicht für Bodeneingriffe im 

Bereich von Bodendenkmälern und Denkmalvermutungen jeweils unter dem Punkt 

„Kulturelles Erbe/ Sichtbeziehungen“ in die Datenblätter mitaufzunehmen. Hierfür 

wäre die Ergänzung des folgenden Texts unter der Nennung der Denkmäler bzw. 

Vermutungen ausreichend:  

 

„Die Errichtung von Windenergieanlagen innerhalb der genannten Bodendenkmäler 

ist möglichst zu vermeiden. Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Bereich von 

Bodendenkmälern, deren näherem Umfeld und in Bereichen in denen 

Bodendenkmäler zu vermuten sind ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 

Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der 

zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.“ 

 

Die zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörden erhalten dieses Schreiben per E-

Mail mit der Bitte um Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung 

des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne zur 

Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder 

Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen 

Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Jochen Haberstroh 

Diese Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig.  

Sollte das Fachrecht, auf dem die Beteiligung des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege beruht, 

ausnahmsweise eine eigenhändig unterschriebene Stellungnahme verlangen, wird um Hinweis gebeten. 
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